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die Deutsche Demokratische Republik und die anderen 
sozialistischen Länder ist sogar ein Sonderfonds ge- 
bildet werden. Der westdeutsche Kanzler Adenauer hat 
unlängst die NATO-Regierungen aufgefordert, diesen 
Fonds zu vergrößern.

Es ist charakteristisch, daß sich die von Westberlin 
ausgehende Wühltätigkeit in letzter Zeit verstärkt hat, 
und zwar gerade nachdem die Sowjetunion, die DDR 
und die anderen sozialistischen Länder Vorschläge für 
eine unverzügliche Friedensregelung mit Deutschland 
gemacht haben. Diese Wühltätigkeit schädigt nicht nur 
die Deutsche Demokratische Republik, sondern berührt 
auch die Interessen der anderen Länder des sozialisti
schen Lagers Angesichts der aggressiven Bestrebungen 
der reaktionären Kräfte der Bundesrepublik und ihrer 
NATO-Verbündeten können die Warschauer-Vertrags- 
Staaten nicht umhin, die erforderlichen Maßnahmen zu 
treffen, um ihre Sicherheit und vor allem die Sicherheit 
der Deutschen Demokratischen Republik im Interesse 
des deutschen Volkes selbst zu gewährleisten.

Die Regierungen der Warschauer-Vertrags-Staaten 
wenden sich an die Volkskammer und an die Regierung 
der DDR. an alle Werktätigen der Deutschen Demokra
tischen Republik mit dem Vorschlag, an der West
berliner Grenze eine solche Ordnung einzuführen, durch 
die der Wühltätigkeit gegen die Länder des sozialisti
schen Lagers zuverlässig der Weg verlegt und rings 
um das ganze Gebiet Westberlins, einschließlich seiner

Grenze mit dem Demokratischen Berlin eine verläßliche 
Bewachung und eine wirksame Kontrolle gewährleistet 
wird. Selbstverständlich werden diese Maßnahmen die 
geltenden Bestimmungen für den Verkehr und die 
Kontrolle an den Verbindungswegen zwischen West
berlin und Westdeutschland nicht berühren.

Die Regierungen der Warschauer-Vertrags-Staaten 
verstehen natürlich, daß die Ergreifung von Schutz
maßnahmen an der Grenze Westberlins für die Bevöl
kerung gewisse Unbequemlichkeiten schafft, aber an
gesichts der entstandenen Lage trifft die Schuld daran 
ausschließlich die Westmächte und vor allem die Regie
rung der Bundesrepublik. Wenn die Westberliner 
Grenze bisher offengehalten wurde, so geschah dies in 
der Hoffnung, daß die Westmächte den guten Willen der 
Regierung der Deutschen Demokratischen Republik 
nicht mißbrauchen würden. Sie haben jedoch unter Miß
achtung der Interessen des deutschen Volkes und der 
Berliner Bevölkerung die jetzige Ordnung an der West
berliner Grenze zu ihren heimtückischen Wühlzwecken 
ausgenutzt. Der jetzigen anomalen Lage muß durch eine 
verstärkte Bewachung und Kontrolle an der West
berliner Grenze ein Ende gesetzt werden.

Zugleich halten es die Regierungen der Teilnehmer- 
Länder des Warschauer Vertrags für notwendig, zu be
tonen, daß die Notwendigkeit dieser Maßnahmen fort
fällt, sobald die Friedensregelung mit Deutschland ver
wirklicht ist und auf dieser Grundlage die spruchreifen 
Fragen gelöst sind.

Beschluß
des Ministerrats der Deutschen Demokratischen Republik

Auf Grund der Erklärung der Teilnehmer-Staaten des 
Warschauer Vertrages und des Beschlusses der Volks
kammer beschließt der Ministerrat der Deutschen 
Demokratischen Republik:

Die Erhaltung des Friedens erfordert, dem Treiben 
der westdeutschen Revanchisten und Militaristen einen 
Riegel vorzuschieben und durch den Abschluß eines 
deutschen Friedensvertrages den Weg zu öffnen für die 
Sicherung des Friedens und die Wiedergeburt Deutsch
lands als friedliebender, antiimperialistischer, neutraler 
Staat. Der Standpunkt der Bonner Regierung, der 
zweite Weltkrieg sei noch nicht zu Ende, kommt der 
Forderung gleich auf Freiheit für militaristische Provo
kationen und Bürgerkriegsmaßnahmen. Diese imperia
listische Politik, die unter der Maske des Antikommu- 
nismus geführt wird, ist die Fortsetzung der aggressi
ven Ziele des faschistischen deutschen Imperialismus 
zur Zeit des dritten Reiches. Aus der Niederlage Hitler- 
Deutschlands im zweiten Weltkrieg hat die Bonner Re
gierung die Schlußfolgerung gezogen, daß die räube
rische Politik des deutschen Monopolkapitals und seiner 
Hitler-Generale noch einmal versucht werden soll, in
dem auf eine deutsche nationalstaatliche Politik ver
zichtet und Westdeutschland in einen NATO-Staat, in 
einen Satellitenstaat der USA verwandelt wurde.

Diese neuerliche Bedrohung des deutschen Volkes und 
der europäischen Völker durch den deutschen Militaris
mus konnte zu einer akuten Gefahr werden, weil in der 
westdeutschen Bundesrepublik und in der Frontstadt 
Westberlin die grundlegenden Bestimmungen des Pots
damer Abkommens über die Ausmerzung des Milita
rismus und Nazismus fortlaufend gebrochen worden 
sind.

In Westdeutschland ist eine Verschärfung der 
Revanchepolitik mit sich steigernden Gebietsforderun
gen gegenüber der Deutschen Demokratischen Republik 
und den Nachbarstaaten Deutschlands erfolgt, die in 
enger Verbindung steht mit der beschleunigten Auf
rüstung und Atombewaffnung der westdeutschen 
Bundeswehr. Es wird eine systematische Bürgerkriegs
vorbereitung durch die Adenauer-Regierung gegenüber 
der Deutschen Demokratischen Republik betrieben. 
Bürger der Deutschen Demokratischen Republik, die 
Westdeutschland besuchen, sind in zunehmendem Maße 
terroristischen Verfolgungen ausgesetzt. Von west
deutschen und Westberliner Agentenzentralen wird eine 
systematische Abwerbung von Bürgern der Deut
schen Demokratischen Republik und ein regelrechter 
Menschenhandel organisiert.

Wie aus offiziellen Regierungsdokumenten und aus 
der Grundsatzerklärung der Parteiführung der CDU/ 
CSU zu entnehmen ist, hat diese aggressive Politik und 
Störtätigkeit das Ziel, ganz Deutschland in den west
lichen Militärblock der NATO einzugliedern und die 
militaristische Herrschaft in der Bundesrepublik auch 
auf die Deutsche Demokratische Republik auszudehnen. 
Die westdeutschen Militaristen wollen durch alle mög
lichen betrügerischen Manöver, wie z. B. „freie Wahlen“, 
ihre Militärbasis zunächst bis zur Oder ausdehnen, um 
dann den großen Krieg zu beginnen.

Die westdeutschen Revanchisten und Militaristen 
mißbrauchen die Friedenspolitik der UdSSR und der 
Staaten des Warschauer Vertrages in der Deutschland
frage, um durch feindliche Hetze, durch Abwerbung und 
Diversionstätigkeit nicht nur der Deutschen Demokrati
schen Republik, sondern auch anderen Staaten des 

I sozialistischen Lagers Schaden zuzufügen.


